
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Stellplatzsatzung der Stadt Neukirchen-Vluyn  

vom 12.07.2019 
 



Stellplatzsatzung der Stadt Neukirchen-Vluyn  

vom 12.07.2019 

 
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 10.07.2019 aufgrund der §§ 48 Abs. 3, 89 Abs. 1 Nr. 
4 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 21.07.2018 (GV.NRW) und des § 7  
der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14.07.1994 (GV NRW 1994, S. 666), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 15.11.2016 
(GV. NRW.2016, S. 966) die folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 Geltungsbereich 

 
1Die Satzung gilt für das gesamte Gebiet der Stadt. 2Regelungen in Bebauungsplänen oder 
sonstigen Satzungen, die von Regelungen dieser Satzung abweichen, bleiben unberührt. 
 
 

§ 2 Herstellungspflicht und Begriffe 

 
(1) 1Bei der Errichtung baulicher Anlagen, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr mittels Kraft-

fahrzeug oder Fahrrad zu erwarten ist, müssen Stellplätze (notwendige Stellplätze) und Ab-
stellplätze für Fahrräder (notwendige Abstellplätze) hergestellt werden. 2Bei Änderung oder 
Nutzungsänderung von Anlagen sind Stellplätze und Abstellplätze in solcher Zahl und Grö-
ße herzustellen, dass sie die durch die Änderung zusätzlich zu erwartenden Kraftfahrzeuge 
und Fahrräder aufnehmen können. 

 
(2) 1Stellplätze sind Flächen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen außerhalb der öffentlichen 

Verkehrsfläche dienen. 2Die Größe der Stellplätze richtet sich nach § 125 Sonderbauver-
ordnung (SBauO) vom 2.12.2016 (GV.NRW.2017 S.2). 3Garagen sind ganz oder teilweise 
umschlossene Räume zum Abstellen von Kraftfahrzeugen. 4Fahrradabstellplätze sind Flä-
chen, die dem Abstellen von Fahrrädern außerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche dienen, 
und die 

1. von der öffentlichen Verkehrsfläche aus ebenerdig oder über Rampen/Aufzüge 
verkehrssicher und leicht erreichbar sind, 

2. einen sicheren Stand und die Sicherung gegen Diebstahl ermöglichen, 
3. einzeln leicht zugänglich sind und 
4. eine Fläche von mindestens 1,5 m² pro Fahrrad zuzüglich der jeweils notwendi-

gen Verkehrsfläche haben. 
 
(3) 1Notwendige Stellplätze und notwendige Abstellplätze müssen spätestens zum Zeitpunkt 

der Nutzungsaufnahme bzw. Benutzbarkeit der baulichen oder sonstigen Anlagen fertigge-
stellt sein. 2Notwendige Stellplätze können auch in Form von Garagen oder Carports nach-
gewiesen werden. 

 
(4) 1§ 48 Abs. 2, Satz 1, 2. Halbsatz Landesbauordnung NRW 2018 und §§ 13, 88 Sonderbau-

verordnung NRW bleiben unberührt (Stellplätze für Menschen mit Behinderungen). 
 
 

§ 3 Anzahl der notwendigen Stellplätze und Fahrradabstellplätze 

 
(1) 1Die Anzahl der notwendigen Stellplätze und notwendigen Abstellplätze ergibt sich aus der 

Anlage 1 zu dieser Satzung und den nachfolgenden Regelungen. 
 
(2) 1Für bauliche und sonstige Anlagen, deren Nutzungsart in der Anlage nicht aufgeführt ist, 

richtet sich die Anzahl der notwendigen Stellplätze und notwendigen Abstellplätze nach 



dem voraussichtlichen tatsächlichen Bedarf. 2Dabei sind die in der Anlage 1 für vergleichba-
re Nutzungen festgesetzten Zahlen als Orientierungswerte heranzuziehen. 

 
(3) 1Bei Anlagen mit verschiedenartigen Nutzungen bemisst sich die Anzahl der notwendigen 

Stellplätze und notwendigen Abstellplätze nach dem größten gleichzeitigen Bedarf, wenn 
die wechselseitige Benutzung sichergestellt ist. 2Eine solche wechselseitige Benutzung ist 
im Rahmen öffentlich-rechtlicher Sicherung auch bei der Bestimmung der Anzahl der not-
wendigen Stellplätze und der notwendigen Fahrradabstellplätze verschiedener Vorhaben in 
zumutbarer Entfernung zulässig. 

 
(4) 1Steht die Gesamtanzahl in einem offensichtlichen Missverhältnis zum tatsächlichen Bedarf, 

so kann die sich aus der Einzelermittlung ergebende Zahl der notwendigen Stellplätze und 
notwendigen Abstellplätze entsprechend erhöht oder ermäßigt werden. 

 
(5) 1Ergeben sich bei der Ermittlung der Zahl der notwendigen Stellplätze oder der notwendigen 

Abstellplätze Nachkommastellen, ist auf ganze Zahlen kaufmännisch ab- oder aufzurunden. 
 
(6) 1Werden in einem vor dem Inkrafttreten der Satzung fertiggestellten Gebäude durch nach-

träglichen Ausbau von Dach- und Kellergeschossen oder durch Aufstockung erstmalig oder 
zusätzlich Wohnungen geschaffen, so brauchen notwendige Stellplätze und/oder notwendi-
ge Abstellplätze nicht hergestellt zu werden, soweit die Herstellung von notwendigen Stell-
plätzen und/oder notwendigen Abstellplätzen auf dem Grundstück nicht möglich ist. 

 
 

§ 4 Anforderungen an Stellplätze und Fahrradabstellplätze 

 
(1) 1Die notwendigen Stellplätze und notwendigen Abstellplätze sind auf dem Baugrundstück 

oder in der näheren Umgebung davon auf einem geeigneten Grundstück, dessen Benut-
zung für diesen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert ist, herzustellen und dauerhaft zu un-
terhalten. 2Das geeignete Grundstück darf höchstens 300 m Fußweg für Stellplätze sowie 
höchstens 50 m Fußweg für Abstellplätze vom eigentlichen Baugrundstück entfernt sein. 
3Wenn besondere Gründe des Verkehrs dies erfordern, kann im Einzelfall bestimmt wer-
den, dass die Stellplätze auf dem Baugrundstück oder auf einem anderen Grundstück her-
zustellen sind. 

 
(2) 1Stellplätze müssen so angeordnet und ausgeführt werden, dass ihre Benutzung die Ge-

sundheit nicht schädigt und Lärm oder Gerüche das Arbeiten und Wohnen, die Ruhe und 
die Erholung in der Umgebung nicht über das zumutbare Maß hinaus stören. 2Stellplätze 
und Garagen müssen ohne Überquerung anderer Stellplätze ungehindert erreichbar sein. 
3Bei Ein- und Zweifamilienhäusern kann hiervon abgewichen werden. 

 
 

§ 5 Ablösung 

 
(1) 1Ist die Herstellung notwendiger Stellplätze nicht oder nur unter großen Schwierigkeiten 

möglich, so kann auf die Herstellung von Stellplätzen verzichtet werden, wenn die zur Her-
stellung Verpflichteten an die Stadt einen Geldbetrag nach Maßgabe der Satzung der Stadt 
vom 07.09.1994 über die Festlegung der Gebietszonen und der Höhe des Geldbetrages, 
zuletzt geändert am 26.09.2001, zahlen. 2Dies gilt auch soweit die Herstellung notwendiger 
Stellplätze aus städtebaulichen Gründen untersagt ist. 

 
(2) 1Über die Ablösung entscheidet die Stadt. 
 
 



§ 6 Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) 1Ordnungswidrig im Sinne des § 86 Abs. 1 Nr. 20 Landesbauordnung NRW handelt, wer 

entgegen § 2 Abs. 1 die Errichtung, Änderung oder Nutzungsänderung einer baulichen oder 
sonstigen Anlage vornimmt, ohne den hierdurch ausgelösten Stellplatzbedarf oder Mehrbe-
darf an Stellplätzen und Fahrradabstellplätzen in ausreichender Zahl hergestellt zu haben. 

 
(2) 1Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 15.000 EUR geahndet werden. 
 
 

§ 7 Inkrafttreten 

 
1Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vom Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn am 10.07.2019 beschlossene Satzung wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung ergeht folgender Hinweis: 
 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes kann gegen Satzun-
gen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jah-
res seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren   

wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 

Neukirchen-Vluyn, den 12.07.2019 

 

 

 

Harald Lenßen 

Bürgermeister 

 

 
Anlagen siehe Folgeseite 



HINWEIS 

 

 Ratsbeschluss Bekanntmachung Inkrafttreten 
 
Satzung 10.07.2019 Amtsblatt Nr. 08/2019 01.08.2019 
  vom 31.07.2019 
 
  Wiederholte Bekanntmachung der Anlagen  
 
  Amtsblatt Nr. 09/2019 
  vom 23.08.2019 
____________________________________________________________________________ 
 



Anlage 1 

 
 













 

















Anlage 2 

 

Satzung der Stadt Neukirchen-Vluyn über die Festlegung der Gebietszonen und der 

Höhe des Geldbetrages nach § 47 Abs. 6 der Landesbauordnung vom 30.10.1995, 

geändert durch Satzung vom 05.10.2001 
 
Der Rat der Stadt Neukirchen-Vluyn hat in seiner Sitzung am 07.09.1994 aufgrund des  § 4 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13.08.1984 (GV. NW. S. 475), zuletzt geändert durch Gesetz zur Änderung der Gemein-
deordnung vom 03.04.1992 (GV. NW. S. 124) und des  § 47 Abs. 6 der Bauordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen -Landesbauordnung- (BauO NW) vom 26.06.1984 (GV. NW. S. 419, 
bereinigt Seite 532), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24.11.1992 (GV. NW. S. 467) folgende 
Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
(1) In der Stadt Neukirchen-Vluyn werden folgende Gebietszonen nach § 47 Abs. 6 BauONW 
festgelegt: 
 
- Gebietszone I  

Ortskerne Neukirchen und Vluyn 
 
- Gebietszone II  

Randgebiete  
 
(2) Die Gebietszonen nach Abs. 1 erhalten folgende Abgrenzungen: 
 

Gebietszone I 

Ortsteil Neukirchen Nord (Anlage 1) 
 
Südlich des Neukirchener Ringes von der Andreas-Bräm-Straße bis zur Hochstraße, östlich der 
Hochstraße vom Neukirchener Ring bis Waisenhausstraße, östlich der Waisenhausstraße, öst-
lich der Schubertstraße, nördlich der Mozartstraße von der Schubertstraße bis zur Grevenstra-
ße, östlich der Grevenstraße, nördlich der Niederrheinallee von der Grevenstraße bis zur An-
dreas-Bräm-Straße, westlich der Andreas-Bräm-Straße von der Niederrheinallee bis zum Neu-
kirchener Ring 
 

Ortsteil Neukirchen Süd (Anlage 1) 
 
Südlich Larfeldsweg, östlich der Glückaufstraße vom Larfeldsweg bis Ernst-Moritz-Arndt-
Straße, nördlich der Ernst-Moritz-Arndt-Straße von der Glückaufstraße bis zur westlichen Be-
bauung an der Max-von-Schenkendorf-Straße, westliche Bebauung der Max-von-
Schenkendorf-Straße, nördlich der Drüenstraße von der westlichen Bebauung der Max-von-
Schenkendorf-Straße bis zur Göntgenstraße, westlich der Göntgenstraße, westlich der Mentor-
straße vom Bendschenweg bis Geitlingstraße, westlich der Finefraustraße, westlich der Hans-
Böckler-Straße von Ernst-Moritz-Arndt-Straße bis Larfeldsweg. 



Ortsteil Vluyn (Anlage 2) 
 
Beginnend am Schnittpunkt von L 476 und Niag-Bahn verläuft die Grenze in westliche Richtung 
südlich der Bahnlinie bis zu deren Schnittpunkt mit dem Vluyner Südring. Von da an läuft die 
Grenze in nördliche Richtung entlang der westlichen, südlichen bzw. östlichen Straßenbegren-
zungslinie des Vluyner Süd- bzw. Nordringes.  
 
Beim Haus Vluyner Nordring 18 überquert die Grenze den Vluyner Nordring, verläuft entlang 
der südlichen Grenze des Friedhofes, stößt auf den Körrahms Ley und zeichnet diesen in südli-
che Richtung folgend nach. Die Grenzlinie überquert dabei die Niederrheinallee und biegt dann 
in östliche Richtung ab, wobei sie der südlichen Grenze der folgenden Grundstücke folgt:  
 
Gemarkung Vluyn, Flur 9, Flurstück 1519; Flur 10, Flurstücke 773, 949, 1094 und 1091. Beim 
zuletzt genannten Flurstück überspringt die Grenze den Vluyner Südring, folgt dessen innerer 
Straßenbegrenzungslinie (östlich, nördlich, westlich) und überquert auf Höhe des Stratmanns-
weges den Vluyner Südring in Richtung Osten. Die Grenze verläuft dann in östliche Richtung 
bis zur L476, biegt nach Norden entlang der L476 ab, um schließlich auf die Niag-Bahnlinie zu 
treffen.  
 
 

Gebietszone II 

Randgebiete 
 
Die festgelegten Gebietszonen sind in beigefügten Übersichtsplänen (Anlagen Nr. 1 und 2) 
dargestellt. Diese Übersichtspläne sind Bestandteil dieser Satzung. 
 
(3) In den Bereichen, die außerhalb der vorgenannten Gebietszonen liegen, ist die Ablösung 
von Stellplätzen ausgeschlossen. 
 
 

§ 2 
 
(1) Unter Zugrundelegung eines Vomhundertsatzes von 80 der durchschnittlichen Herstel-
lungskosten einschließlich der Kosten des Grunderwerbs wird der Geldbetrag je Stellplatz  
 
in der Gebietszone I 
auf 5.260 EUR, 
 
in der Gebietszone II 
auf  4.750 EUR 
 
festgesetzt.  
 
(2) Auf Antrag kann die Pflicht zur Zahlung des Geldbetrages ausgesetzt werden, solange und 
soweit, insbesondere aufgrund der Inanspruchnahme des öffentlichen Personennahverkehrs 
durch die ständigen Benutzer der baulichen Anlagen, nachweislich ein Bedarf an den Stellplät-
zen oder Garagen, für die der Geldbetrag zu zahlen wäre, nicht besteht. Dies gilt nicht bei 
Wohnungen.  
 
Im Falle der Aussetzung ist der Bauherr verpflichtet, zum ersten März eines jeden Jahres der 
unteren Bauaufsichtsbehörde nachzuweisen, ob und inwieweit die Voraussetzungen für die 
Aussetzung noch erfüllt sind. Diese Verpflichtung gilt auch für den Rechtsnachfolger. 
 
 



§ 3 
 
Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft, gleichzeitig tritt die Sat-
zung vom 04.08.1981 i.d.F. vom 16.12.1986 außer Kraft. 
 
 
HINWEIS 
 
  

 Ratsbeschluß Bekanntmachung Inkrafttreten  

 
Satzung 07.09.1994 Amtsblatt Nr. 21/95 21.11.1995 
 

 
1. Änderung 26.09.2001 Amtsblatt Nr. 12/01 01.01.2002 
(Artikelsatzung 1070.doc)  vom 15.10.2001    

 



Anlage 2.1 

 

 



Anlage 2.2 

 

 
 


